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R EPUBLIK OSTERREICH 
BUNDESMINISTERIUM FOR JUSTIZ 

GZ 7704/38-I 7/84 

An das 
Präsidium des 
Nationalrats 

Wi e n 

Betrifft: Amtshaftungsgesetz _ 

Organhaftpflichtgesetz; 
Entwurf einer Novelle 

MuseumstraBe 7 

A-1070 Wien 

Briefanschrift 

A-1016 Wien, Postfach 63 

Telefon 

02 22/9622 -0· 

Fernschreiber 

1 3/1264 

Sachbearbeiter 

Klappe (Dw) 

-c . .  ���i-·-( ����=�f,n\�;�_� 
. .  - -�.---------_ ... ---------

Das Bundesministerium für Justiz beehrt sich, 

mit Beziehung auf die Entschließung des Nationalrates vom 

6. Juli 1961 25 Abschriften seiner Stellungnahme zu dem 

oben angeführten Gesetzesentwurf zu übersenden 

P·· d· .,.... . ��. , "t ur Je i:OC1LlgKel 
de�(ertigung: 

2. Februar 1984 

Für den Bundesminister: 

T s c h u g g u e 1 

...... r 
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• 
REPUBLIK OSTERREdCH 
BUNDESMINISTERIUM FOR JUSTIZ 

GZ 7704/38-1 7/84 

An das 
Bundeskanzleramt 

W i e  n 

MuseumstreSe 7 

A-1070 Wien 

Briefenschr1ft 

A·1016 Wien, Postfech 63 

Telefon 

02 22/9622 - 0 • 

Fernschreiber 

1 3/1264 

Sechbeerbelter 

Kleppe (Dw) 

Betrifft: Amtshaftungsgesetz - Organhaftpflichtge­
gesetz; Entwurf einer Novelle 

zu GZ 600.ol3/4-V/5/83 

Mit Beziehung auf das Schreiben vom 16.1.1984 be­

ehrt sich das Bundesmin1sterium für Justiz mitzuteilen, daß 

gegen den im Gegenstand genannten Gesetzesentwurf keine 

Bedenken bestehen. 

Zu Art. I Z. 1 und Art. 11 Z. 1 des Gesetzesentwurfes 

erlaubt sich das Bundesministerium für Justiz jedoch darauf 

hinzuweisen, daß die Zitierung des Dienstnehmerhaftpflicht­

gesetzes mit der Wendung "zuletzt geändert • • • •  " in dem 

Zeitpunkt unrichtig wird, in dem das Dienstnehaerhaftpflichtge­

setz erneut novelliert wird. Die gewUnschte dynamische Ver­

weisung könnte dadurch erreicht werden, daß der gesetzliche 

Kurztitel "Dienstnehmerhaftpflichtgesetz" ohne Angabe einer 

Nummer des Bundesgesetzblattes angeführt wird. 

Zu Art. I Z. 1 des Gesetzesentwurfs wäre noch zu 

bemerken, daß die Worte "verUbt oder" entbehrlich sind, weil 

das Wort "verursacht" den Oberbegriff zu "verUbt" darstellt. 

4/SN-45/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original)2 von 3

www.parlament.gv.at



Die finanziellen Auswirkungen des in Aussicht 

genommenen Gesetzesentwurfs werden für den Justizbereich 

mit weniger als 100.000.- S jährlich geschätzt. 

Im Sinn des do. Ersuchens werden unter einem 

25 Ausfertigungen der Stellungnahme dem Präsidium des 

Nationalrates zugeleitet. 

2. Februar 1984 

FUr den Bundesminister: 

Für die Rid1tigkeit T s c h u g g u e 1 

der 

4/SN-45/ME XVI. GP - Stellungnahme (gescanntes Original) 3 von 3

www.parlament.gv.at




